
Das Morden mit deutschen 
Waffen beschert den Rü-
stungskonzernen wachsen-

de Profite. Laut einem am Diens-
tag bekanntgewordenen Bericht von 
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
(SPD) hat die Bundesregierung im 
ersten Halbjahr 2016 Rüstungsex-
porte mit einem Gesamtwert von 
mehr als vier Milliarden Euro ge-
nehmigt. Das ist gut eine halbe Mil-
liarde mehr als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum. Alleine das Vo-
lumen der Ausfuhr von Munition für 
Kleinwaffen, wie Maschinenpisto-
len, stieg demnach auf mehr als das 
Zehnfache von 27 auf rund 284 Mil-
lionen Euro. Damit werden weltweit 
in Kriegen die meisten Zivilisten 
getötet. Am heutigen Mittwoch will 
das Bundeskabinett über das Papier 
beraten.

Größter Posten war laut Bericht 
eine Fregatte für Algerien für eine 
halbe Milliarde Euro. Damit führt 
das nordafrikanische Land die Liste 

an, direkt gefolgt von den USA. Zu 
einem der zehn wichtigsten Abneh-
mer deutschen Kriegsgeräts ist die 
Türkei aufgestiegen. Sie rückte seit 
2014 von Rang 25 auf den achten 
Platz vor – zwischen Januar und Juni 
dieses Jahres kaufte sie deutschen 
Konzernen Kriegsgerät im Wert von 
76,4 Millionen Euro ab. Zu zwei 
Dritteln handele es sich dabei um 
Teile und Triebwerke für Kampf-
flugzeuge, Drohnen und Bodenfahr-
zeuge.

Den siebten Platz belegten die 
Arabischen Emirate. Sie bescherten 
der deutschen Kriegswirtschaft ei-
nen Umsatz von 85 Millionen Eu-
ro, doppelt soviel wie im Vorjahr, 
und rückten damit von Rang 13 auf. 
Saudi-Arabien bleibt derweil an 
dritter Stelle. Der Gesamtwert der 
Lieferungen in das islamische Kö-
nigreich kletterte binnen Jahresfrist 
auf 484  Millionen Euro, womit er 
sich im Vergleich zum Vorjahr fast 
verdreifachte. Vor allem Kampfhub-

schrauber und -flugzeuge gingen an 
das saudiarabische Regime, dem 
vorgeworfen wird, den IS und IS-na-
he Kampfgruppen zu unterstützen.

Auch in anderen Konflikte wer-
den deutsche Waffen eingesetzt. So 
belege Südkorea den vierten Platz 
auf der Skala. Das Land, das sich an-
geblich »vor dem kommunistischen 
Norden schützen« müsse, importier-
te laut Bericht vor allem Kampf-
schiffe, U-Boot-Teile, Raketen und 
-abwehrsysteme sowie Teile für Pan-
zer, Hubschrauber und Flugzeuge 
im Gesamtwert von 205  Millionen 
Euro. Weitere wichtige Bestim-
mungsländer für deutsche Waffen 
waren Polen, Frankreich und der 
Irak.

Bereits 2015 war das Jahresvolu-
men deutscher Kriegsexporte um 
mehr als eine Milliarde auf knapp 
7,9 Milliarden Euro gestiegen. SPD-
Minister Gabriel wurde deshalb viel-
fach kritisiert. Da wundert es nicht, 
dass er eine geheim arbeitende Re-

gierungskommission ins Leben ge-
rufen hat, die mit Vertretern seines 
Wirtschaftsressorts besetzt sein und 
ein neues Rüstungsexportrecht erar-
beiten soll, was vorige Woche be-
kanntgeworden war. Bereits bei ih-
rem ersten Treffen am 7. Oktober hat-
te sie nicht öffentlich beraten, einen 
Abschlussbericht soll es nicht geben.

Gabriel habe die größte Zunahme 
der Waffenexporte in der Geschichte 
der Bundesrepublik zu verantwor-
ten, kritisierte der außenpolitische 
Sprecher der Linksfraktion, Jan van 
Aken. Hinzu komme, dass der Be-
richt keine Sammelausfuhrgenehmi-
gungen berücksichtige. »Diese ma-
chen noch mal ein bis zwei Milliar-
den Euro aus.« Beunruhigend seien 
wachsende Exporte in die Türkei und 
nach Saudi-Arabien. Erstere riskiere 
derzeit im Irak eine militärische Es-
kalation. »Und Saudi- Arabien führt 
einen brutalen Krieg im Jemen«, so 
van Aken. Hier mache sich die Bun-
desregierung mitschuldig.

Systematische Folter in der Türkei
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Venezuela: Vatikan  
will vermitteln
Caracas. Der Vatikan will zwischen 
der sozialistischen Regierung Ve-
nezuelas und der rechten Oppo-
sition vermitteln. Die Gespräche 
würden am Sonntag beginnen, 
teilte der Gesandte des Vatikans, 
Emil Paul Tscherrig, in Caracas 
mit. Präsident Nicolás Maduro, 
der am Montag in Rom von Papst 
Franziskus empfangen worden 
war, begrüßte die Einigung auf ei-
nen Dialog. Dagegen bestritt die 
Opposition, dass sie in einen Dia-
log mit der Regierung eintreten 
wolle. Eine solche Vereinbarung 
sei niemals getroffen worden, 
teilte das Rechtsbündnis MUD 
am Montag (Ortszeit) mit.

Unterdessen meldete der 
staatliche Erdölkonzern PDVSA, 
dass er einen Teil seiner fälligen 
Anleihen in längerfristige Bonds 
umtauschen und damit sonst 
bereits jetzt fällige Rückzahlun-
gen in Höhe von 2,8 Milliarden 
US-Dollar bis in das Jahr 2020 
verschieben konnte.  (dpa/AFP/jW)

Schröder strebt nach 
schneller Schlichtung

Düsseldorf/Berlin. Der frühere 
Bundeskanzler Gerhard Schröder 
(Foto) strebt Insidern zufolge eine 
rasche Beilegung des Streits um 
die Zukunft der defizitären Super-
marktkette Kaiser’s-Tengelmann 
an. Das Schlichtungsverfahren un-
ter Schröder solle bald Ergebnisse 
bringen, sagten mehrere mit dem 
Vorgang vertraute Personen am 
Dienstag der Nachrichtenagentur 
Reuters. Schröder wollte noch im 
Laufe des Tages erste Gespräche 
aufnehmen.

Sprecher der beteiligten Unter-
nehmen wollten sich nicht dazu 
äußern. Edeka, Tengelmann und 
Rewe hatten sich auf Vorschlag von 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel und ver.di-Chef Frank 
Bsirske auf Schröder als Schlichter 
verständigt.  (Reuters/jW)
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Marktmacht
Mit dem Kauf von Monsanto steigt 

Bayer zum größten Agrar
unternehmen der Welt auf

Friedensinitiative
Hoffnung auf Veränderung: Die 

Gemeinsame Liste in Israel.  
Von Carmela Negrete

Gegnerschaft
Das Nein zweier Regionen zu CETA 

spaltet die belgische Gesell
schaft. Von Gerrit Hoekman

Wissenschaftsfreiheit
»Berufsverbote führen zu Duck

mäusertum.« Interview mit 
Kerem Schamberger 2 3 9 12
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Rüstungsexportbericht der Bundesregierung: 
Deutsche Konzerne verzehnfachen Erlöse bei 
Ausfuhr von Munition. Türkei und Saudi-Arabien 
unter wichtigsten Abnehmern. Von Susan Bonath

Ankara nutzt Notstand als Vorwand für Entrechtung Gefangener. Linke kritisiert Bundesregierung

Seit der Verhängung des Ausnah-
mezustands in der Türkei foltert 
die türkische Polizei nach Anga-

ben von Human Rights Watch (HRW) 
systematisch Gefangene. In einem am 
Dienstag veröffentlichten Bericht doku-
mentiert die Menschenrechtsorganisa-
tion 13 Fälle von Menschen, die in Haft 
durch »Stresspositionen«, Schlafent-
zug, Schläge und sexuellen Missbrauch 
gefoltert wurden. Die Organisation 
forderte, die mit dem Notstand ausge-
setzten Vorschriften zum Schutz Gefan-
gener sofort wieder in Kraft zu setzen. 
»Das völkerrechtliche Folterverbot ist 

absolut und darf auch in Kriegs- und 
Notstandszeiten nicht eingeschränkt 
werden«, erklärte HRW.

Nach HRW-Angaben wurde seit dem 
Putschversuch Mitte Juli mit dem gel-
tenden Notstand die maximal mögliche 
Haftzeit bis zur richterlichen Prüfung 
von vier auf 30 Tage erhöht. Zudem 
könne Gefangenen bis zu fünf Tagen 
jeglicher Kontakt zu einem Rechtsbei-
stand verwehrt werden. Auch ihren Ver-
teidiger könnten sie nicht immer frei 
wählen, und das Recht auf vertrauliche 
Anwaltsgespräche werde ebenfalls ein-
geschränkt.

Von Mitte Juli bis Ende September 
wurden nach offiziellen Angaben rund 
32.000 Menschen festgenommen. Un-
ter ihnen seien Anhänger des im Exil 
lebenden Predigers Fethullah Gülen, 
linke Aktivisten sowie mutmaßliche 
Mitglieder der verbotenen Kurdischen 
Arbeiterpartei (PKK). Für ihren Unter-
suchungsbericht befragte die Organi-
sation nach eigenen Angaben mehr als 
40 Anwälte, Menschenrechtsaktivisten, 
ehemalige Gefangene, medizinisches 
Personal und Gerichtsmediziner.

Sevim Dagdelen, Bundestagsabge-
ordnete der Partei Die Linke, forderte 

die Bundesregierung in einer Erklärung 
am Dienstag auf, Konsequenzen aus 
dem Report zu ziehen. »Jede weitere 
Polizei- und Waffenhilfe für die Türkei 
wäre verbrecherisch und muss gestoppt 
werden. Der UN-Sonderberichterstatter 
für Folter muss umgehend Zugang in 
die türkischen Gefängnisse erhalten«, 
heißt es dort. Dagdelen kritisierte zu-
dem die Zunahme deutscher Waffen-
exporte in die Türkei. »Damit«, so die 
Abgeordnete, »wird klar, dass Erdogan 
seinen schmutzigen Krieg gegen die 
Kurden auch mit deutschen Waffen 
führt.«  (AFP/jW)

wird herausgegeben von  
1.881 Genossinnen und  
Genossen (Stand 14.10.2016)

n www.jungewelt.de/lpg

  ACHT SEITEN EXTRA

Unis öffnen
Rund 2,8 Millionen Studierende waren im 
vergangenen Jahr an deutschen Hoch-
schulen immatrikuliert. Unter ihnen sind 
immer weniger Kinder aus Arbeiter- und 
Erwerbslosenhaushalten. Die Bildungs-
privilegien sind wieder intakt.  

JUGEND & BILDUNG

A
uf den ersten Blick könnte man 
meinen, die linke Forderung 
nach Öffnung der Universitä-
ten habe sich erfüllt. Rund 2,8 
Millionen Studierende waren im 

vergangenen Jahr an einer Hochschule imma-
trikuliert. Doch schaut man genauer hin, treten 
neoliberale Vorzeichen zu Tage. Immer weniger 
Kinder aus Erwerbslosen- und Arbeiterhaushal-
ten schaffen es, einen akademischen Bildungs-
abschluss zu erreichen.

Die Studienbedingungen werden zunehmend 
härter. Die Bundesregierung hat deren enorme 
Unterschiedlichkeit an den Hochschulen zemen-
tiert. Durch die »Exzellenzinitiative« werden auf 
der einen Seite Bildungsmonopole mit Millionen 
gefördert, während auf der anderen Seite Studen-
ten in überfüllten Hörsälen sitzen, in denen der 
Putz von den Wänden bröckelt. Wurde dieses 
neoliberale Umverteilungsprogramm zunächst 

jeweils auf wenige Jahre befristet realisiert, gilt 
die Exzellenzinitiative ab 2017 auf unbestimmte 
Zeit. Konzerne haben immer mehr Einfluss. Im 
Jahr 2012 bestanden 28 Prozent des Gesamt-
budgets der Hochschulen aus »Drittmitteln« im 
Gesamtumfang von 6,8 Milliarden Euro, 1998 
waren es noch 16 Prozent. Über 60 Prozent die-
ses Geldes aus der Wirtschaft konzentrieren sich 
auf eine Elitegruppe von 20 Universitäten.

Auch für Studenten werden die Lebensbedin-
gungen härter. Erschwingliche Wohnungen sind 
kaum zu finden. Anbieter von Luxusapartments 
haben in Studenten ein neues »Marktsegment« 
entdeckt. Die Löhne stagnieren, wie bei dem 
Großteil der Arbeiter, auch bei wissenschaftli-
chen Hilfskräften seit 15 Jahren. Die Gewerk-
schaften ver.di und GEW kämpfen in Berlin 
für einen neuen Tarifvertrag. Die lang geplante 
Kampagne setzt auf gewerkschaftliche Organi-
sierung unter Studenten – denn auch für »Wis-

sensarbeiter« gilt: Allein machen sie dich ein!
Die Privatisierung der Wissenschaft wird 

nach anglo-amerikanischem Vorbild umgesetzt. 
In Großbritannien herrschen bereits Studienbe-
dingungen wie in der Fast-Food-Branche. Um 
Studiengebühren und Miete bezahlen zu kön-
nen, schuften Nachwuchsakademiker im Niedri-
glohnsektor – in sogenannten McJobs.

Doch gegen das Leitbild der unternehmeri-
schen Hochschule entwickelt sich Widerstand – 
und das weltweit. In London setzten Studenten 
auf unorthodoxe Protestformen. Fünf Monate 
lang zahlten sie kollektiv keine Miete. In Süd-
afrika demonstrieren die Kommilitonen eben-
falls gegen hohe Studiengebühren  – auch an-
gesichts der Tatsache, dass kostenlose Bildung 
von der Verfassung garantiert ist. Die Regie-
rung vertröstet mit dem Verweis darauf, dass es 
unter dem rassistischen Apartheidregime noch 
schlimmer war.

Wenngleich sich die Linke an den Hochschu-
len in der Defensive befindet, gibt es noch Ba-
stionen des Widerstands. In Hamburg arbeitet 
der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA) 
daran, die Uni zu revolutionieren. Wie können 
Sozialisten an politischem Terrain gewinnen? 
Indem Hochschulpolitik als Kritik an der ge-
samten Gesellschaft formuliert wird. Die Ana-
lyse, wessen Interessen das Hochschulwesen 
bedient, ist unerlässlich. Die verfassten Studie-
rendenschaften müssen die materiellen Bedin-
gungen für Solidarität erkämpfen. Darunter fal-
len die Rückeroberung des Studierendenwerks, 
Kampagnen für einen entgeltfreien öffentlichen 
Nahverkehr, Zugang zu gutem Wohnraum für al-
le und Alternativen zum Turbostudium, das bei 
vielen zum Burnout führt. Zu den Kernaufgaben 
linker Hochschulpolitik gehört der Kampf gegen 
Rüstungsforschung und für Alternativen zum 
marktkonformen Lehrplan.

Brecht die Bildungsmonopole!
Neoliberale Umverteilung macht vor Hochschulen und Studenten nicht halt. Gegenüber einer »exzellent« 
 geförderten Elite ist die Masse prekären Arbeitsbedingungen ausgesetzt. Von Simon Zeise

MIRIAM SCHARLIBBE DPA/LNW
Banden bilden gegen den Einfluss der Konzerne auf Forschung und Lehre (Besetzung in Bielefeld, 11.11.2009)

Jugend & Bildung
n Seite 2: Generation McJob. In England sind Wohnen und Studieren fast unbezahlbar n Seite 3: Gewollte 
 Ungleichheit. Hinter der Exzellenzstrategie steckt politisches Kalkül n Seite 4: Gegen Unternehmerinteressen. 
Linker AStA in Hamburg wehrt sich gegen neoliberalen Umbau n Seite 7: Gebührenfreie Bildung? In Südafrika 
steht sie in der Verfassung. Realisiert wurde sie noch nicht
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